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Die Strafbarkeit der Abgeordnetenbestechung 

Wege und Ziele einer Reform des § 108e StGB 
 

Von Dr. Elisa Hoven, Köln 
 
 
I. Einleitung 

„In allen anderen Bereichen des öffentlichen und privaten 
Lebens hat das gewandelte öffentliche Verständnis einer be-
sonderen Sozialschädlichkeit von Korruption zu einer erheb-
lichen Ausweitung der Strafbarkeit von korruptivem Verhal-
ten geführt. Diese Entwicklung ist bislang an dem Tatbestand 
der Abgeordnetenbestechung vorbeigegangen. […] Im Zusam-
menhang mit der ohnehin auf Grund internationaler Abkom-
men notwendigen Modifizierung des Straftatbestands der Ab-
geordnetenbestechung sollte der Gesetzgeber deshalb nach 
Auffassung des Senats für entsprechende Abhilfe sorgen.“1 

Mit diesen klaren Worten mahnte der BGH anlässlich des 
„Wuppertaler Korruptionsskandals“ bereits im Jahr 2006 eine 
Reform des Straftatbestandes der Abgeordnetenbestechung 
nach § 108e StGB an. Die Norm beschränkt die Strafbarkeit 
einer Vorteilsannahme durch Mandatsträger auf den Verkauf 
einer Stimme für eine Wahl oder Abstimmung. In Anbetracht 
ihres engen Anwendungsbereichs hat die Vorschrift bislang 
kaum praktische Bedeutung erfahren. Nach Einführung der 
Regelung im Jahre 1994 dauerte es dreizehn Jahre, bis 2007 
die erste Verurteilung nach § 108e StGB erfolgte.2 Aufgrund 
der restriktiven Ausgestaltung der Norm – die einer Strafbar-
keit deutlich engere Grenzen zieht als die Tatbestände der 
Amtsträgerbestechung in §§ 331 ff. StGB – ist § 108e StGB 
auch in der Wissenschaft auf erhebliche Kritik gestoßen.3 Ein 
wesentlicher Grund für die Forderung nach einer Neurege-
lung der Norm liegt in ihrer Unvereinbarkeit mit den Vorga-
ben der VN-Konvention gegen Korruption sowie des Straf-
rechtsübereinkommens des Europarats über Korruption.4 Ob-
wohl Deutschland beide Verträge unterzeichnet hat, steht die 
derzeitige Formulierung des § 108e StGB der völkerrechtlich 
gebotenen Ratifikation entgegen. 

Die Diskussion um eine Reform der Abgeordnetenbeste-
chung ist durch eine aktuelle Initiative der Wirtschaft erneut 
in den Fokus des öffentlichen Interesses gerückt. In außerge-
wöhnlich deutlichem Ton reagierte der Bundesverband der 
Deutschen Industrie e.V. (BDI) jüngst auf die Defizite der na-
tionalen Regelung. In einem offenen Brief forderten Vertreter 
deutscher Unternehmen eine Verschärfung des § 108e StGB 
und die Umsetzung der VN-Konvention. 

Dem Bundestag liegen derzeit Gesetzesentwürfe zur Re-
form der Abgeordnetenbestechung von Seiten der Fraktionen 
der SPD5, der Grünen6 sowie der Linken7 vor. Ein Gutachten 

                                                 
1 BGH NJW 2006, 2050 (2055). 
2 LG Neuruppin, Urt. v. 2.4.2007 – 13 Kls 365 Js 30366/06 
(16/06). 
3 Statt aller van Aaken, ZaöRV 2005, 407; Heisz, Die Abge-
ordnetenbestechung nach § 108e StGB, Schließung einer Re-
gelungslücke?, 1998, passim; v. Arnim, NVwZ 2006, 249; 
Wolf, ZParl 2008, 493. 
4 van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (423 ff.). 
5 BT-Drs. 17/8613. 
6 BT-Drs. 17/5933. 

der Wissenschaftlichen Dienste des Bundestages bestätigt die 
Notwendigkeit einer Gesetzesänderung und weist nachdrück-
lich auf die Schwächen des § 108e StGB hin.8 Trotz der er-
heblichen Kritik aus Wissenschaft und Wirtschaft war ein  
politischer Wille der Regierungsparteien zur Novellierung 
des § 108e StGB bislang nicht erkennbar. In die jahrelangen 
Diskussionen um eine Neuregelung der Abgeordnetenbeste-
chung scheint indes Bewegung gekommen zu sein. Anläss-
lich der öffentlichen Anhörung des Rechtsausschusses am 
17.10.2012 versprachen die bisherigen Reformgegner eine 
Beteiligung an der Entwicklung konstruktiver Lösungsvor-
schläge.9 

Vor dem Hintergrund der geltenden Rechtslage auf natio-
naler und internationaler Ebene behandelt der Beitrag die 
Notwendigkeit einer Reform des § 108e StGB. Unter Berück-
sichtigung der besonderen Herausforderung einer sinnvollen 
Abgrenzung strafwürdiger Korruption von legitimer politischer 
Interessenwahrnehmung sollen mögliche Wege zur Neugestal-
tung der Abgeordnetenbestechung erörtert werden. 
 
II. Die Abgeordnetenbestechung im internationalen Kon-

text 

1. Vorgaben auf internationaler Ebene 

Die Bekämpfung von Korruption im öffentlichen wie priva-
ten Sektor genießt in der internationalen Diskussion seit eini-
gen Jahren besondere Aufmerksamkeit.10 Für die Frage der 
politischen Korruption sind die VN-Konvention über Korrup-
tion und das Strafrechtsübereinkommen des Europarates maß-
geblich. 
 

                                                                                    
7 BT-Drs. 17/1412. 
8 Das Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Deut-
schen Bundestages „Rechtsfragen im Kontext der Abgeordne-
tenkorruption“ ist nicht öffentlich einsehbar, sondern nur auf 
Anfrage bei der Bundestagsverwaltung erhältlich. Angesichts 
der deutlichen Kritik des Gutachtens an der derzeitigen Fas-
sung von § 108e StGB wird die fehlende Veröffentlichung in 
der Stellungnahme des Geschäftsführers von Transparency In-
ternational, Christian Humborg, als bewusstes Verhindern von 
Information gerügt. S. Humborg, Gutachten zur Abgeordneten-
bestechung, Das Revival des Faxgerätes v. 9.4.2009, auch 
online einsehbar unter 
http://carta.info/7805/gutachten-zur-abgeordnetenbestechung-
das-revival-des-faxgeraetes/ (17.12.2012). 
9 Vgl. Meiritz, Spiegel-online v. 17.10.2012, abrufbar unter 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/transparenz-
debatte-kampf-um-den-glaesernen-abgeordneten-a-
861761.html (17.12.2012). Auch die aktuellen Diskussionen 
zur Erweiterung der Offenlegungspflichten für Nebeneinkünfte 
können als Ausdruck einer grundsätzlichen Gesprächsbereit-
schaft der Regierungsparteien gewertet werden. 
10 van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (409). 
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a) Die VN-Konvention über Korruption 

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korrup-
tion wurde im Jahr 2003 verabschiedet und trat nach Hinter-
legung der 30. Ratifizierungsurkunde am 16.9.2005 in Kraft.11 
Seitdem haben 161 Staaten12 die Konvention, mit der erstmals 
weltweit verbindliche Maßstäbe für die Verfolgung von Beste-
chungsdelikten statuiert wurden, ratifiziert. Obwohl Deutsch-
land das VN-Übereinkommen bereits 2003 unterzeichnete, ist 
bislang keine Umsetzung in das nationale Recht erfolgt. Da-
mit bleibt Deutschland als eines der wenigen Länder – u.a. 
neben Syrien, Saudi-Arabien und Sudan – in der Korruptions-
strafbarkeit hinter den internationalen Standards zurück. 

Die VN-Konvention enthält einen weit formulierten Amts-
trägerbegriff, der Abgeordnete explizit in den Anwendungs-
bereich der Korruptionsnormen einbezieht. Nach der Legal-
definition in Art. 2 lit. a sublit. i des Übereinkommens gelten 
als Amtsträger auch Personen, die „durch Wahl […] ein Amt 
im Bereich der Gesetzgebung“ innehaben. Der Einschluss le-
gislativer Funktionen stellt eine bedeutende Abweichung von 
der deutschen Regelung in § 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB dar, die 
Mandatsträger von der Begriffsbestimmung eindeutig aus-
nimmt. Anders als im deutschen Strafrecht erfassen die in der 
Konvention normierten Strafbarkeiten somit gleichermaßen er-
nannte wie gewählte Amtsinhaber.13 Zentraler Tatbestand ist 
Art. 15 des Übereinkommens, der die Vertragsstaaten zu einer 
umfassenden Kriminalisierung der aktiven und passiven Be-
stechung von Amtsträgern verpflichtet.14 Im Einzelnen ist un-
ter Strafe zu stellen: 

„a) das unmittelbare oder mittelbare Versprechen, Anbie-
ten oder Gewähren eines ungerechtfertigten Vorteils an einen 
Amtsträger für diesen selbst oder für eine andere Person oder 
Stelle als Gegenleistung dafür, dass er in Ausübung seiner 
Dienstpflichten eine Handlung vornimmt oder unterlässt; 

b) das unmittelbare oder mittelbare Fordern oder Anneh-
men eines ungerechtfertigten Vorteils durch einen Amtsträger 
für sich selbst oder für eine andere Person oder Stelle als Ge-
genleistung dafür, dass er in Ausübung seiner Dienstpflichten 
eine Handlung vornimmt oder unterlässt.“ 
 
b) Das Strafrechtsübereinkommen des Europarates über 
Korruption 

Auf europäischer Ebene enthält das am 1.7.2002 in Kraft ge-
tretene Strafrechtsübereinkommen über Korruption des Euro-
parates normative Vorgaben für die Sanktionierung der Abge-
ordnetenbestechung.15 Nach Art. 3 des Übereinkommens wer-

                                                 
11 UN-Doc. A/58/422. 
12 Stand: 12.7.2012, im Internet abrufbar unter 
http://www.unodc.org/unodc/en/treaties/CAC/signatories.html 
(17.12.2012) 
13 Die VN-Konvention differenziert hierbei zwischen obligato-
rischen („shall adopt“, insb. Art. 15-17 VN-Konvention) und 
fakultativen („shall consider“, insb. Art. 18-22 VN-Konven-
tion) Vorgaben. 
14 Für eine ausf. Darstellung der Regelungen der UN-Kon-
vention s. van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (409 ff.). 
15 S. conventions.coe.int/Treaty/GER/Treaties/Html/173.htm 

den die Vertragsparteien verpflichtet, das „unmittelbare oder 
mittelbare Fordern oder Annehmen eines ungerechtfertigten 
Vorteils oder das Annehmen des Angebots oder Versprechens 
eines solchen Vorteils durch einen Amtsträger dieser Ver-
tragspartei für ihn selbst oder einen Dritten als Gegenleistung 
dafür, dass er bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben eine 
Handlung vornimmt oder unterlässt“ unter Strafe zu stellen. 
Art. 4 verweist auf Art. 3 und verlangt für Mandatsträger eine 
entsprechende Regelung: 

„Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen gesetzgeberi-
schen und anderen Maßnahmen, um die in den Artikeln 2 und 
3 genannten Handlungen, wenn ein Mitglied einer inländischen 
öffentlich-rechtlichen Vertretungskörperschaft, die Gesetzge-
bungs- oder Verwaltungsbefugnisse ausübt, beteiligt ist, nach 
ihrem innerstaatlichen Recht als Straftaten zu umschreiben.“ 

Deutschland hat das Übereinkommen am 27.1.1999 ge-
zeichnet, jedoch im Gegensatz zu den derzeit 43 Vertrags-
staaten bislang nicht ratifiziert. Die vom Europarat eingesetz-
te Arbeitsgruppe GRECO (Group of States against corrupti-
on) empfahl bereits in ihrem ersten Evaluierungsbericht zu 
Deutschland ausdrücklich eine Anpassung des § 108e StGB 
an internationale Standards.16 Der Tatbestand der Abgeordne-
tenbestechung sei zu restriktiv formuliert und klammere wich-
tige Aspekte der Strafbarkeit, wie die Tätigkeit in Arbeits-
gruppen oder die Zuwendung immaterieller Vorteile, nicht 
nachvollziehbar aus. In ihrem aktuellen Umsetzungsbericht 
rügt die GRECO nunmehr erneut die fehlende Ratifikation 
des Strafrechtsübereinkommens und fordert ein zeitnahes staat-
liches Handeln: 

„GRECO fordert die Behörden dringend auf, alle An-
strengungen zu unternehmen, damit die Ratifizierung dieser 
Rechtsakte, wie von der Empfehlung gefordert, zügig weiter-
geführt wird.“17 
 
2. Rechtsvergleichende Betrachtung 

Ein Blick auf die Regelungskonzepte ausländischer Rechts-
ordnungen offenbart divergierende Ansätze bei der strafrecht-
lichen Erfassung von Abgeordnetenbestechung.18 Der Rechts-
vergleich zeigt vier Wege einer Kriminalisierung auf nationaler 
Ebene auf:19 
 
� Das Strafgesetzbuch enthält einen speziellen Tatbestand 

der Abgeordnetenbestechung (Bsp.: Griechenland, Finn-
land, Österreich); 

� Das Strafgesetzbuch enthält einen allgemeinen Tatbestand, 
der Amtsträger und Abgeordnete explizit gleichbehandelt 
(Bsp.: Frankreich); 

                                                                                    
(17.12.2012). 
16 Vgl. GRECO, Bericht v. 4.12.2009 – Greco Eval III Rep 
(2009) 3E (Dritter Erhebungszeitraum, Evaluierungsbericht 
über Deutschland zur Kriminalisierung). 
17 GRECO, Bericht v. 9.12.2012 – Greco-RC-III (2011) 9E 
(Dritte Evaluierungsrunde, Umsetzungsbericht zu Deutsch-
land), S. 3. 
18 Hierzu ausf. Eser/Überhofen/Huber, Korruptionsbekämp-
fung durch Strafrecht, 1997, S. 9 ff. 
19 Heisz (Fn. 3), S. 67 ff. 
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� Die Legaldefinition des Amtsträgers erfasst explizit auch 
Abgeordnete (Bsp.: USA, Niederlande, Italien, Spanien, 
Estland, Slowakei, Slowenien); 

� Der Amtsträgerbegriff des Strafgesetzbuchs wird nach ge-
festigter Rechtsprechung weit ausgelegt und bezieht Ab-
geordnete ein (Bsp.: Schweiz, Belgien). 

 
Die Normierung der Abgeordnetenkorruption im französischen 
Code Pénal belegt exemplarisch die Möglichkeit einer Gleich-
behandlung von Mandatsträgern im Rahmen der allgemeinen 
Bestechungsdelikte. Neben ernannten Amtsträgern beziehen 
Art. 432-11 bzw. Art. 433-1 Code Pénal ausdrücklich Abge-
ordnete („une personne […] investie d’un mandat électif pub-
lic“) in den Tatbestand ein. Strafrechtlicher Sanktion unterliegt 
das Annehmen oder Sichversprechenlassen von Zuwendungen, 
wenn hierdurch die Mandatsführung beeinträchtigt wird oder 
ein Einflusshandel stattfindet.20 Das französische Recht erfasst 
folglich nicht allein die Stimmabgabe als strafwürdige Ge-
genleistung, sondern erstreckt sich auf jegliche Handlung im 
Zusammenhang mit der Mandatsausübung.21 

Das Strafrecht der USA wählt den Weg einer umfassenden 
Legaldefinition und legt den Bestechungsvorschriften den wei-
ten Amtsträgerbegriff des „public officials“ zugrunde, § 201 
lit. a United States Code (USC). Abgeordnete unterfallen so-
mit der generellen Korruptionsstrafbarkeit nach § 201 lit. b 
Nr. 2 sowie § 201 lit. c Nr. 1 sublit. B USC. Unter Strafe 
gestellt wird zunächst die Annahme von Zuwendungen im 
Austausch für eine konkrete Amtshandlung („being influenced 
in the performance of any official act“). Darüber hinaus ge-
nügt im Rahmen einer gelockerten Unrechtsvereinbarung die 
– auch nachträgliche – Vorteilsannahme im Zusammenhang 
mit einer Tätigkeit des Amtsträgers („for or because of any 
official act performed or to be performed“). 

Die rechtsvergleichende Betrachtung zeigt, dass politische 
Korruption im Ausland als strafwürdiges Unrecht sanktioniert 
wird. Die Vorteilsannahme durch Abgeordnete wird überwie-
gend – teilweise durch eine Einbeziehung in die Legaldefini-
tion, teilweise im Wege entsprechend formulierter Straftatbe-
stände – der Bestechung von ernannten Amtsträgern gleich-
gestellt. Im internationalen Vergleich erweist sich die deutsche 
Sonderregelung für Mandatsträger in § 108e StGB als restrik-

                                                 
20 Art. 432-11 Code Pénal: Est puni de dix ans d’emprisonne-
ment et de 150 000 euros d’amende le fait, par une personne 
dépositaire de l’autorité publique, chargée d’une mission de 
service public, ou investie d’un mandat électif public, de sol-
liciter ou d’agréer, sans droit, à tout moment, directement ou 
indi-rectement, des offres, des promesses, des dons, des pré-
sents ou des avantages quelconques pour elle-même ou pour 
autrui: 

1. Soit pour accomplir ou s’abstenir d’accomplir un acte 
de sa fonction, de sa mission ou de son mandat ou facilité par 
sa fonction, sa mission ou son mandat; 

2. Soit pour abuser de son influence réelle ou supposée en 
vue de faire obtenir d’une autorité ou d’une administration 
publique des distinctions, des emplois, des marchés ou toute 
autre décision favorable. 
21 van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (420). 

tive „Minderheitenposition“, die hinter den geltenden Stan-
dards zurückbleibt.22 
 
III. Die Strafbarkeit der Abgeordnetenbestechung nach 

§ 108e StGB 

Die Kritik an der unzureichenden Strafbarkeit politischer Kor-
ruption lässt sich anhand der folgenden Beispiele veranschau-
lichen. 
 

Beispiel 1: Ein Bauunternehmer plant ein Großprojekt. Er 
wendet sich an den Abgeordneten seines Wahlkreises und 
verspricht diesem 100.000 €, wenn er sich in der Fraktion 
für das Projekt einsetzt. In der Folge macht der Abgeord-
nete nachdrücklich Werbung für das Vorhaben und erreicht 
die Zustimmung seiner Fraktionskollegen. 

 
Beispiel 2: Ein Lobbyist verspricht einem Abgeordneten, 
für dessen Aufnahme in den Rotary-Club zu sorgen, wenn 
dieser gegen ein bestimmtes Gesetzesvorhaben stimmt. 

 
Beispiel 3: Der Geschäftsführer einer Hotelkette schenkt 
einem Abgeordneten, der eine Gesetzesinitiative zur Sen-
kung der Mehrwertsteuer für Hotels im Bundestag unter-
stützt hat, zur Belohnung 10.000 €. 

 
Wenngleich das Verhalten des Abgeordneten in den beschrie-
benen Fällen moralisch hochgradig fragwürdig erscheint, so 
scheidet doch eine Strafbarkeit nach § 108e StGB durchweg 
aus. § 108e Abs.1 StGB lautet wörtlich: 

„Wer es unternimmt, für eine Wahl oder Abstimmung im 
Europäischen Parlament oder in einer Volksvertretung des 
Bundes, der Länder, Gemeinden oder Gemeindeverbände ei-
ne Stimme zu kaufen oder zu verkaufen, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.“ 

Der objektive Tatbestand setzt den Verkauf der eigenen 
Stimme in einer Wahl oder Abstimmung voraus. Als geschütz-
te Rechtsgüter des § 108e StGB werden die Sachlichkeit des 
Abstimmungsverhaltens,23 das öffentliche Interesse an der In-
tegrität parlamentarischer Prozesse24 sowie das Vertrauen in 
die Unkäuflichkeit der Mandatsausübung25 herangezogen. In 
Abgrenzung zur Amtsträgerbestechung in §§ 331 ff. i.V.m. 
§ 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB beschränkt sich der persönliche An-
wendungsbereich des § 108e StGB auf gewählte Mitglieder 
in Vertretungsorganen. Auch kommunale Mandatsträger unter-
fallen nach der Rechtsprechung des BGH der Privilegierung 
des § 108e StGB, sofern „sie nicht mit konkreten Verwaltungs-
aufgaben betraut werden, die über ihre Mandatstätigkeit in 

                                                 
22 Vgl. Möhrenschlager, in: Heinrich u.a. (Hrsg.), Festschrift 
für Ulrich Weber zum 70. Geburtstag, 18. September 2004, 
2004, S. 217 (S. 227). 
23 van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (425). 
24 Müller, in: Joecks/Miebach (Hrsg.), Münchener Kommentar 
zum Strafgesetzbuch, Bd. 3, 2. Aufl. 2012, § 108e Rn. 1; BT-
Drs. 12/5927, S. 4. 
25 Vgl. Lackner/Kühl, Strafgesetzbuch, Kommentar, 27. Aufl. 
2011, § 108e Rn. 1. 
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der kommunalen Volksvertretung und den zugehörigen Aus-
schüssen hinausgeht“.26 

Die tatbestandliche Handlung besteht in der vereinbarten 
Stimmabgabe innerhalb von Volksvertretungen. Neben Wah-
len und Abstimmungen im Plenum unterfallen auch Ent-
scheidungen in Ausschüssen und Kommissionen dem § 108e 
StGB.27 Nicht erfasst sind hingegen Meinungsbildungen in 
Fraktionen oder Arbeitskreisen, da diese keine originär par-
lamentarischen Gremien darstellen.28 Nach parlamentarischer 
Praxis werden jedoch die Richtlinien legislativen Handelns 
bereits im Vorfeld der Abstimmung durch Parteigremien und 
Fraktionssitzungen festgelegt. Das Votum im Plenum steht am 
Ende des fraktionsinternen Diskussionsprozesses, in dem die 
Weichen für eine spätere Beschlussfassung schon gestellt wur-
den. Mit der Beschränkung auf Wahlen und Abstimmungen 
nimmt § 108e StGB politische Foren von einer Strafbarkeit 
aus, in denen maßgebliche fraktionsinterne Entscheidungspro-
zesse ablaufen.29 Zugleich führt das Erfordernis einer konkre-
ten Unrechtsvereinbarung zur Straflosigkeit von Zuwendungen 
im Rahmen allgemeiner Klimapflege.30 § 108e StGB erfasst 
folglich nur einen marginalen Teil der parlamentarischen Ar-
beit und vermag die praktisch relevanten „subtileren, stillen 
Formen politischer Korruption“31 – wie im Beispielsfall 1 – 
nicht zu sanktionieren. Die Notwendigkeit eines finalen Kau-
salzusammenhangs zwischen Vorteilsannahme und Stimmab-
gabe stellt zudem eine bedeutende Hürde für die Beweisbarkeit 
tatbestandsmäßigen Verhaltens dar.32 Der Nachweis einer di-
rekten Verbindung zwischen Zuwendung und Abstimmungs-
verhalten wird in der Praxis kaum zu führen sein. Ist ein 
Rückgriff auf mittelbare Formen der Einflussnahme rechtlich 
nicht möglich, bleibt die Bedeutung der Norm für die Ermitt-
lungen staatlicher Strafverfolgungsbehörden notwendig gering. 

§ 108e StGB setzt ferner das „Kaufen“ oder „Verkaufen“ 
einer Stimme voraus. Die Tathandlung erfordert keinen zivil-
rechtlichen Kaufvertrag, sondern knüpft an eine generelle 
Käuflichkeit des Abgeordneten nach allgemeinem Sprachver-
ständnis an.33 Aus dem Wortlaut der Norm ergeben sich jedoch 

                                                 
26 BGH NJW 2006, 2050 (2052). 
27 Eser, in: Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch, Kommentar, 
28. Aufl. 2010, § 108e Rn. 3 f. 
28 Vgl. Trüg, in: von Heintschel-Heinegg (Hrsg.), Beck’scher 
Online-Kommentar, Strafgesetzbuch, Stand: 1.9.2012, § 108e 
Rn. 4; BT-Drs. 12/5927, S. 6; s.a. Barton, NJW 1994, 1098 
(1099 f.). 
29 Vgl. Heinrich, Stellungnahme, Neuregelung des Straftatbe-
stands der Abgeordnetenbestechung, 2012, im Internet unter 
http://www.bundestag.de/bundestag/ausschuesse17/a06/anho
erungen/archiv/27_Bek__mpfung_Abgeordnetenbestechnung 
/04_Stellungnahmen/Stellungnahme_Heinrich.pdf (zuletzt 
abgerufen am 8.1.2013). 
30 van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (426). 
31 van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (426 f.). 
32 Otto, Grundkurs Strafrecht, Besonderer Teil, 7. Aufl. 2005, 
§ 87 Rn. 20; Stein, Die Verantwortlichkeit politischer Akteure, 
2009, S. 619, 660. 
33 Vgl. BT-Drs. 12/5927, S. 5 ff.; Wohlers, in: Kindhäuser/ 
Neumann/Paeffgen (Hrsg.), Nomos Kommentar, Strafgesetz-

zwei wesentliche Implikationen für die Natur der Zuwendung. 
Im Gegensatz zum weiten Vorteilsbegriff in §§ 331 ff. StGB 
ist die Annahme immaterieller Vergünstigungen zur Verwirk-
lichung des § 108e StGB nach wohl h.M. nicht ausreichend.34 
Während eine Geldzahlung den Tatbestand erfüllt, bleiben 
sonstige Vorteile strafrechtlich unberücksichtigt und erleich-
tern daher die Umgehung der Norm. Die Zusage von Mitglied-
schaften – wie in Beispiel 2 – oder die Verleihung einer Ehren-
doktorwürde mögen für den Abgeordneten ebenso reizvoll 
sein; ihre Entgegennahme stellt gleichwohl keine strafbare 
Handlung dar. Diese Privilegierung der Abgeordnetenbeste-
chung gegenüber der Korruptionsstrafbarkeit von Amtsträgern 
findet in internationalen Abkommen keine Entsprechung. So-
wohl das Strafrechtsübereinkommen des Europarates (Art. 2, 
3) als auch die VN-Konvention (Art. 15, 16) beziehen mate-
rielle und immaterielle Vorteile gleichermaßen in die Straf-
barkeit ein. 

Eine zweite Einschränkung betrifft den Zeitpunkt der Un-
rechtsvereinbarung. Die h.M. entnimmt der Formulierung des 
„Kaufens“ bzw. „Verkaufens“ die Notwendigkeit einer Ab-
sprache im Vorfeld der Wahl oder Abstimmung. Nachträgli-
che Belohnungen eines erwünschten Stimmverhaltens werden 
durch § 108e StGB – erneut in Abweichung von §§ 331 ff. 
StGB – nicht sanktioniert. Angesichts der schwierigen Beweis-
barkeit einer kausalen Unrechtsvereinbarung stellt der Aus-
schluss nachträglicher Zuwendungen eine erhebliche Begren-
zung der praktischen Verfolgbarkeit des Delikts dar. 

Der Strafrahmen des § 108e StGB sieht Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder Geldstrafe vor. Im Falle einer Verurteilung 
zu mehr als sechs Monaten Freiheitsstrafe kann das Gericht 
dem Angeklagten gem. § 108e Abs. 2 StGB das aktive und 
passive Wahlrecht aberkennen. Der Strafrahmen der Abgeord-
netenbestechung liegt damit im Mindestmaß unter der Straf-
androhung für die – aufgrund der Existenz einer Unrechtsver-
einbarung vergleichbaren – Bestechlichkeit für Amtsträger in 
§ 332 Abs. 1 StGB.35 

Die Betrachtung des § 108e StGB zeigt eine im Vergleich 
zur Amtsträgerbestechung deutlich restriktiver ausgestaltete 
Strafbarkeit. Die hohen Anforderungen an Vorteil und Gegen-
leistung schränken die Reichweite des Tatbestandes sowie die 
praktischen Möglichkeiten effektiver Strafverfolgung erheb-
lich ein. Wie die genannten Beispiele veranschaulicht haben, 
existiert in der Folge eine Diskrepanz zwischen moralisch 
empfundener Strafwürdigkeit und rechtlich sanktionierter 

                                                                                    
buch, Bd. 1, 3. Aufl. 2010, § 108e Rn. 4; Eser (Fn. 27), § 108e 
Rn. 8; Müller (Fn. 24), § 108e Rn. 16; Lackner/Kühl (Fn. 25), 
§ 108e Rn. 3; Barton, NJW 1994, 1098 (1099). 
34 Maurach/Schroeder/Maiwald, Strafrecht, Besonderer Teil, 
Bd. 2, 10. Aufl. 2012, § 86 Rn. 33; Wohlers (Fn. 33), § 108e 
Rn. 4; Rosenau, in: Satzger/Schmitt/Widmaier (Hrsg.), Straf-
gesetzbuch, Kommentar, 2009, § 108e Rn. 13; Eser (Fn. 27), 
§ 108e Rn. 8; a.A. allerdings Epp, Die Abgeordnetenbeste-
chung – § 108e StGB, 1997, S. 297 ff.; Müller (Fn. 24), 
§ 108e Rn. 17. 
35 § 332 StGB sieht ein Mindeststrafmaß von sechs Monaten 
vor, sofern kein minder schwerer Fall nach § 332 Abs. 1 S. 2 
StGB anzunehmen ist. 
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Strafbarkeit politischer Korruption. In seiner vielbeachteten 
Entscheidung zum Wuppertaler Bestechungsskandal wies der 
BGH kritisch auf die defizitäre Rechtslage hin: 

„Die gesetzliche Regelung der Abgeordnetenbestechung 
führt nach dem ausdrücklichen Willen des Gesetzgebers dazu, 
weite Teile von als strafwürdig empfundenen Manipulationen 
im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen in Volks-
vertretungen der Gemeinden und Gemeindeverbände straflos 
zu stellen. Der Senat sieht hier gesetzgeberischen Handlungs-
bedarf.“36 

Die explizite Forderung des BGH nach einer Reform des 
§ 108e StGB hat den Gesetzgeber bislang nicht zu einer Er-
weiterung des Tatbestandes veranlasst. Angesichts der ableh-
nenden Haltung der Regierungsparteien sollen die Bedenken 
gegenüber einer Neuregelung näher betrachtet werden. 
 
IV. Zur Neuregelung der Abgeordnetenbestechung 

In der öffentlichen Diskussion lässt sich oftmals eine fehlende 
Differenzierung der Fragen nach dem „Ob“ und dem „Wie“ 
einer Reform beobachten.37 Dies führt dazu, dass eine grund-
sätzliche Ablehnung der Erweiterung des § 108e StGB mit 
Problemen in der konkreten normativen Ausgestaltung begrün-
det wird. Eine klare Trennung der Ebenen ist jedoch für eine 
authentische Auseinandersetzung mit den Möglichkeiten und 
Formen einer Neuregelung entscheidend. Wird in einem ers-
ten Schritt die Notwendigkeit einer Reform der Abgeordne-
tenbestechung bejaht, lassen sich in einem zweiten Schritt 
zweifelsohne Wege zu ihrer Umsetzung finden. In Anbetracht 
der komplexen Regelungsmaterien, mit denen sich der Ge-
setzgeber regelmäßig zu befassen hat, ist zu erwarten, dass 
auch für die Normierung der Abgeordnetenbestechung eine 
sinnvolle Lösung erzielt werden kann. 
 
1. Die Notwendigkeit einer Reform des § 108e StGB 

Die Entscheidung über eine Neuregelung des § 108e StGB ist 
in erster Linie politischer Natur und somit dem Gesetzgeber 
überantwortet. Kritiker wie Befürworter der Reform stützen 
ihre Argumentation jedoch maßgeblich auf rechtliche Erwä-
gungen, deren Berechtigung aus juristischer Perspektive unter-
sucht werden kann.38 
 
 

                                                 
36 BGH NJW 2006, 2050 (2055). 
37 Vgl. exemplarisch die Rede des Bundestagsabgeordneten 
Ansgar Heveling v. 2.3.2012, im Internet abrufbar unter 
http://www.cducsu.de/Titel__dritter_gesetzentwurf_zur_regel
ung_der_abgeordnetenbestechung/TabID__1/SubTabID__2/I
nhaltTypID__2/InhaltID__21361/inhalte.aspx (17.12.2012). 
38 Die aufgeführten Gegenargumente sind das Ergebnis einer 
Auswertung der Äußerungen von Mandatsträgern in Parlament 
und Medien zur Frage der Abgeordnetenbestechung. S.a. 
Transparency International, Argumentationshilfe zur Reform 
der Abgeordnetenbestechung in Deutschland (§ 108e StGB), 
im Internet abrufbar unter 
http://www.transparency.de/fileadmin/pdfs/Themen/Politik/A
rgumentationshilfe_108e_Logo_12-08-10.pdf (17.12.2012). 

a) Argumente gegen eine Reform  

aa) Der Grundsatz des freien Mandats, Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG 

Bedenken gegenüber einer Erweiterung der Strafbarkeit für 
Abgeordnete werden insbesondere mit Hinweis auf das freie 
Mandat erhoben. Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG garantiert dem Ab-
geordneten eine unabhängige Ausübung seiner Mandatstätig-
keit nach Maßgabe seines Gewissens.39 Im Gegensatz zum 
Amtsträger ist der Abgeordnete nicht auf das Gebot neutralen 
Handelns verpflichtet, sondern darf nach eigenem Ermessen 
die Partikularinteressen gesellschaftlicher Gruppen vertreten. 
Bei der Formulierung strafrechtlicher Sanktionen muss daher 
beachtet werden, dass sie die parlamentarische Arbeit des 
Abgeordneten nicht unzulässig einschränken. Gleichwohl er-
scheint der Rückgriff auf Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG als Argument 
gegen eine Erweiterung der Bestechungsstrafbarkeit wenig 
überzeugend. Da das freie Mandat die Unabhängigkeit des 
Abgeordneten von Weisungen Dritter schützen soll, verlangt 
Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG vielmehr eine effektive Verhinderung 
politischer Korruption. Entscheidungen des Abgeordneten, die 
nicht auf seiner politischen Überzeugung, sondern der Annah-
me von Vorteilen beruhen, sind gerade nicht Ausdruck freier 
Mandatsausübung.40 Eine durch Bestechung motivierte Hand-
lung des Abgeordneten verlässt die Grenzen des Art. 38 Abs. 1 
S. 2 GG und steht im Widerspruch zur Gemeinwohlverpflich-
tung parlamentarischer Tätigkeit. 

Grundsätzlich berechtigt sind indes Bedenken an der 
Reichweite einer präventiven Wirkung der Korruptionsstraf-
barkeit. Die Sorge um eine mögliche Strafbarkeit darf nicht 
zu einer faktischen Hemmung der politischen Arbeit und ei-
nem Verzicht auf Austausch mit gesellschaftlichen Interessen-
vertretern führen. Die Gewährleistung einer transparenten und 
voraussehbaren Handhabung der Bestechungsdelikte ist jedoch 
eine Frage der konkreten Ausgestaltung der normativen Vor-
gaben. Ihre Beantwortung muss Gegenstand inhaltlicher Dis-
kussionen im Rahmen der Erarbeitung des Gesetzesentwurfs 
sein, rechtfertigt es aber nicht, die Notwendigkeit einer Re-
form generell in Zweifel zu ziehen. 
 
bb) Der praktische Anwendungsbereich der Norm 

Den Bestrebungen zur Reform des § 108e StGB wird das feh-
lende praktische Bedürfnis nach einer Erweiterung der Kor-
ruptionsstrafbarkeit entgegengehalten. Kritiker argumentieren 
mit der bislang geringen Ermittlungsarbeit im Zusammenhang 
mit politischer Korruption.41 Der Hinweis auf ausbleibende 
Verurteilungen nach § 108e StGB kann indes nicht überzeu-
gen – liegt die Ursache hierfür doch gerade im restriktiven 
Anwendungsbereich der Norm. Die Ahndung von Vorteilsan-
nahmen durch Abgeordnete scheitert – wie es die Entschei-
dung des BGH im Wuppertaler Bestechungsskandal zeigt – 
nicht an einem Fehlen strafwürdigen Verhaltens, sondern an 
dessen unzureichender rechtlicher Erfassung. 

                                                 
39 Klein, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, 
60. Lfg., Stand: Oktober 2010, Art. 38 Rn. 195. 
40 Heisz (Fn. 3), S. 109 f. 
41 Schnell, ZRP 2011, 4 (5). 
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Die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung wird ferner 
mit dem Hinweis auf eine bestehende Kontrolle durch Medien 
und Zivilgesellschaft abgelehnt.42 Eine kritische Berichterstat-
tung über Zuwendungen an Abgeordnete erreiche unmittelbar 
den Wähler und entfalte daher eine hinreichend präventive 
wie repressive Wirkung. Diese Argumentation misst dem Ein-
fluss medialer Informationen jedoch eine überhöhte Bedeutung 
zu. Die Medien agieren selbst nicht im politikfreien Raum, 
sondern folgen einer Vielzahl von Partikularinteressen. Sie 
stellen somit keine verlässliche Größe dar, die eine gleichwer-
tige Alternative zur unabhängigen Arbeit staatlicher Ermitt-
lungsbehörden bilden könnte.43 Die Überantwortung der Sank-
tionierung korruptiven Verhaltens an die Öffentlichkeit birgt 
die Gefahr einer Überforderung von Medien und Zivilgesell-
schaft. Handelt es sich insbesondere auf kommunaler Ebene 
um weniger prominente Mandatsträger und ist die Schwelle 
einer Strafbarkeit nicht erreicht, wird das Interesse an einer 
Berichterstattung nicht immer gegeben sein. Da eine Abstra-
fung durch den Wähler regelmäßig erst mit Ablauf der Legis-
laturperiode erfolgen kann, bedürfte es einer dauerhaften Prä-
senz des Vorgangs in den Medien. Angesichts der täglichen 
Flut von Informationen erscheint es fraglich, ob eine solch 
nachhaltige öffentliche Aufmerksamkeit erreicht werden kann. 
Der Presse stehen zudem keine den staatlichen Strafverfol-
gungsorganen vergleichbaren Kompetenzen in der Durchfüh-
rung von Untersuchungen zu. Wesentliche Maßnahmen zur Er-
mittlung korruptiver Sachverhalte, wie Durchsuchungen und 
Beschlagnahmen, bleiben den Staatsanwaltschaften vorbehal-
ten. 

Nicht zuletzt muss auch im Interesse des beschuldigten Ab-
geordneten die abschließende Entscheidung über seine straf-
rechtliche Verantwortlichkeit bei den Gerichten liegen. Ein 
Strafverfahren kann es dem Mandatsträger ermöglichen, sich 
nach einer – auch politisch motivierten – Vorverurteilung 
durch die Medien zu rehabilitieren. 

Dass eine Kontrolle durch die Öffentlichkeit das Bedürfnis 
nach staatlicher Strafverfolgung nicht zu kompensieren ver-
mag, zeigt sich deutlich in ihrer fehlenden Relevanz für den 
spiegelbildlichen Fall der aktiven Bestechung.44 Eine Vorteils-
gewährung wird insbesondere von Seiten der Wirtschaft und 
privaten Interessenverbänden zu erwarten sein, die von einer 
Reaktion der öffentlichen Meinung regelmäßig nicht existen-
ziell betroffen werden.45 

 
 

                                                 
42 S. die Rede von Heveling (Fn. 37). 
43 Heisz (Fn. 3), S. 114. 
44 Heisz (Fn. 3), S. 114. 
45 Nur am Rande sei angemerkt, dass die fehlende praktische 
Notwendigkeit einer Regelung den Gesetzgeber bislang nicht 
an einer Umsetzung internationaler Vorgaben gehindert hat. So 
setzt das Landesseilbahngesetz Mecklenburg-Vorpommerns 
die „Richtlinie 2000/9/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. März 2000 über Seilbahnen für den Perso-
nenverkehr“ um, obgleich das Bundesland über keine Seilbah-
nen verfügt. 

cc) Die Gefahr politisch initiierter Strafverfolgung 

Gegen eine Erweiterung der Korruptionsstrafbarkeit wird die 
Gefahr politisch motivierter Ermittlungen vorgebracht.46 An-
zeigen wegen Vorteilsannahme könnten als Instrument im 
Wahlkampf missbraucht werden, um dem politischen Gegner 
zu schaden. Die Möglichkeit einer falschen Verdächtigung be-
steht indes unabhängig vom Vorwurf korruptiven Handelns 
für jedes strafrechtlich relevante Delikt. Gleichwohl ist eine 
Praxis des Missbrauchs von Strafverfolgung zur Diskreditie-
rung politischer Gegner bislang nicht zu beobachten.47 Aus 
rechtlicher wie rechtspolitischer Sicht sind keine Gründe er-
kennbar, weshalb Ermittlungen nach § 108e StGB in beson-
derer Weise zu Wahlkampfzwecken instrumentalisiert werden 
sollten. 
 
dd) Ratifikation der VN-Konvention durch „korrupte Staaten“ 

Der nationalen wie internationalen Kritik an einer fehlenden 
Ratifikation der VN-Konvention wird teilweise mit einem 
Verweis auf die Umsetzung durch „korrupte Staaten“ begeg-
net.48 Da mehrere Vertragsstaaten einen hohen Korruptions-
index aufweisen, sei die Ratifikation des Übereinkommens 
erkennbar kein effektives Mittel zur Verhinderung von Beste-
chung. 

Diese Argumentation beruht jedoch auf der falschen An-
nahme einer alleinigen Wirkungskraft normativer Vorgaben. 
In Staaten mit tiefgreifenden und strukturellen Problemen in 
der Verfolgung von Korruption kann die Einführung strafrecht-
licher Sanktionen keinen sofortigen Systemwandel erwarten 
lassen. Wenngleich eine Anti-Korruptionsgesetzgebung nicht 
das einzige Mittel zur Bekämpfung von Bestechung sein kann, 
stellen normative Verbote die notwendige Basis für eine er-
folgreiche Korruptionsprävention dar. Der Hinweis auf eine 
Ratifikation durch korrupte Staaten vernachlässigt zudem die 
Tatsache, dass fast alle EU- und OECD-Staaten mit niedrigen 
Korruptionsraten die VN-Konvention umgesetzt haben. 
 
b) Argumente für eine Reform 

aa) Unvereinbarkeit mit den internationalen Übereinkommen 

Die derzeitige Fassung des § 108e StGB genügt den Anforde-
rungen der VN-Konvention sowie des Strafrechtsübereinkom-
mens des Europarates nicht. Die dargelegten Defizite der deut-
schen Rechtslage betreffen maßgeblich die folgenden Aspek-
te: 
 
� Keine Einbeziehung der Mandatstätigkeit außerhalb von 

Wahlen und Abstimmungen49; 
� Keine Erfassung von Zuwendungen an Dritte; 
� Keine Strafbarkeit der Annahme immaterieller Vorteile. 

                                                 
46 Vgl. Schnell, ZRP 2011, 4 (6); Transparency International 
(Fn. 38), S. 3 f.; Heveling (Fn. 37). 
47 Transparency International (Fn. 38), S. 4. 
48 Heveling (Fn. 37). 
49 Nach der VN-Konvention müssten „Pflichten“ des Abge-
ordneten betroffen sein; das Strafrechtsübereinkommen des 
Europarates erfasst hingegen sämtliche Aufgaben des Man-
datsträgers. 
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Eine Ratifikation der völkerrechtlichen Verträge ist aus rechts-
politischer Sicht dringend geboten. In seinem offenen Brief 
wies der BDI auf die Gefahren einer mangelnden Umsetzung 
für das Ansehen deutscher Wirtschaftsunternehmen im Aus-
land hin.50 Auch der Einsatz Deutschlands im Rahmen der 
weltweiten Korruptionsbekämpfung verliert angesichts der 
fehlenden Implementierung international anerkannter Stan-
dards an Glaubwürdigkeit. Mit einer zeitnahen Ratifikation 
könnte das notwendige Signal für eine aktive Strafverfolgung 
von Bestechung gesetzt werden. 
 
bb) Systemwidrigkeit der restriktiven Regelung für deutsche 
Abgeordnete 

Ein weiteres Argument für die Notwendigkeit einer Neurege-
lung ist die bestehende systematische Inkonsequenz in der 
Strafbarkeit ausländischer und inländischer Mandatsträger. Das 
OECD-Übereinkommen zur Bekämpfung der Bestechung aus-
ländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr v. 
17.12.1997 verlangte von den Vertragsstaaten eine umfassen-
de strafrechtliche Erfassung von Abgeordneten. Der deutsche 
Gesetzgeber setzte die Vorgaben des Übereinkommens in 
Art. 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Be-
stechung (IntBestG) um. Strafbar ist hiernach die Vorteilsge-
währung an einen ausländischen Mandatsträger51 als Gegen-
leistung für eine künftige „mit seinem Mandat oder seinen 
Aufgaben zusammenhängende Handlung oder Unterlassung“. 
Im Gegensatz zu § 108e StGB erfordert der Tatbestand des 
IntBestG kein konkretes Abstimmungsverhalten, sondern lässt 
ein Handeln im generellen Zusammenhang mit der Mandats-
tätigkeit genügen. 

Die strafrechtliche Ungleichbehandlung von ausländischen 
und inländischen Mandatsträgern führt zu offenen Wertungs-
widersprüchen.52 Überzeugende sachliche Gründe zur Recht-
fertigung einer Privilegierung deutscher Abgeordneter wurden 
bislang nicht formuliert. Angesichts der inkohärenten Rechts-
lage besteht ein erheblicher Harmonierungsbedarf, der den 
Gesetzgeber zur Anpassung des § 108e StGB veranlassen 
sollte. 
 
cc) Der Vorwurf symbolischer Gesetzgebung 

In der Literatur wird die geltende Fassung des § 108e StGB 
als „symbolische Gesetzgebung“ kritisiert.53 Durch das Erfor-

                                                 
50 Vgl. hierzu http://www.n-tv.de/politik/Manager-fuerchten-
Imageschaden-article6914271.html (17.12.2012). 
51 Hiervon sind Mitglieder eines Gesetzgebungsorgans eines 
ausländischen Staates oder einer parlamentarischen Versamm-
lung einer internationalen Organisation erfasst. 
52 Kritisch hierzu: Zieschang, NJW 1999, 105 (107); Korte, 
wistra 1999, 81 (87); Trüg (Fn. 28), § 108e Rn. 4; Müller 
(Fn. 24), § 108e Rn. 8; Möhrenschlager (Fn. 22), S. 228; 
Lackner/Kühl (Fn. 25), § 108e Rn. 9; Wolf, NJW 2006, 2735 
(2737); ders., ZRP 2007, 44 (45); v. Arnim, NVwZ 2006, 249 
(252); van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (428 f.). 
53 Barton, NJW 1994, 1098 (1101); van Aaken, ZaöRV 2005, 
407 (429); v. Arnim, DÖV 2007, 897 (906 f.); Bannenberg/ 
Schaupensteiner, Korruption in Deutschland, Portrait einer 

dernis eines konkreten Abstimmungsverhaltens erfasst der Tat-
bestand „nur ausgesprochen krude, krasse und simple Formen 
der Bestechung bzw. Bestechlichkeit“54. Praktisch denkbare 
Formen politischer Korruption werden durch die restriktive 
Formulierung des § 108e StGB von einer Strafbarkeit ausge-
nommen.55 Barton geht so weit zu sagen, es könne „nahezu 
ausgeschlossen werden, daß es Abgeordnete oder Lobbyisten 
gibt, die zugleich so töricht und so dreist sind, daß sie in einer 
derart plumpen Art und Weise zur Bestechung schreiten“.56 
Die bislang geringe Ermittlungspraxis hat diesen Eindruck be-
stätigt; die Norm ist durch staatliche Strafverfolgungsbehörden 
faktisch nicht anwendbar.57 Der Vorwurf einer symbolischen 
Strafbarkeit erscheint daher berechtigt. § 108e StGB suggeriert 
eine strafrechtliche Verfolgung der Abgeordnetenbestechung, 
die in der Praxis nicht existiert. Mit Einführung der Regelung 
wurde lediglich formal auf die öffentliche Forderung nach ei-
ner Sanktionierung politischer Korruption reagiert, ohne das 
Privileg der Straffreiheit tatsächlich aufzugeben.58 Die nur 
scheinbare Kriminalisierung der Abgeordnetenbestechung ist 
dogmatisch inkonsequent und „rechtspolitisch unhaltbar“59. 
Bleibt der Tatbestand des § 108e StGB praktisch bedeutungs-
los, muss sich der Gesetzgeber den Vorwurf einer „Verschleie-
rung“ und „Täuschung“ der Öffentlichkeit gefallen lassen.60 

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass gewichtige Argu-
mente für eine Reform des § 108e StGB sprechen. Die der-
zeitige systemwidrige und symbolische Rechtslage vermag den 
Gefahren politischer Korruption nicht wirksam zu begegnen. 
Um eine fortwährende Divergenz von Moral und Recht zu ver-
meiden, müssen allgemein als strafwürdig empfundene Vor-
teilsannahmen auch normativ erfasst werden. Es besteht die 
dringende rechtspolitische Notwendigkeit, die völkerrechtli-
chen Übereinkommen zeitnah zu ratifizieren und das deutsche 
Korruptionsstrafrecht an internationale Standards anzupassen. 
Demgegenüber konnten die Bedenken an einer Wahrung des 
freien Mandats und dem Schutz vor politisch motivierter 
Strafverfolgung das Bedürfnis nach einer Erweiterung des 
§ 108e StGB nicht grundsätzlich in Zweifel ziehen. Die be-
sondere Stellung der Abgeordneten und die Herausforderungen 
einer Reglementierung politisch sensibler Vorgänge werden je-
doch in der Formulierung konkreter Reformvorschläge zu be-
rücksichtigen sein. 
 

                                                                                    
Wachstumsbranche, 3. Aufl. 2007, S. 220; Barton, NJW 1994, 
1098 (1100); Heisz (Fn. 3), S. 115; Käßner, Nebentätigkeiten 
und Nebeneinkünfte der Mitglieder des Deutschen Bundesta-
ges, 2010, S. 50; Pohl, ZParl 1995, 385 (390); Saliger/Sinner, 
NJW 2005, 1073 (1076); Streit, MIP 2007, 28 (33). 
54 Barton, NJW 1994, 1098 (1100). 
55 Richter, Lobbyismus und Abgeordnetenbestechung: Legiti-
mität und Grenzen der Einflußnahme von Lobbyisten auf Ab-
geordnete, 1997, S. 123. 
56 Barton, NJW 1994, 1098 (1100). 
57 Zu den wenigen Anwendungsfällen Heinrich (Fn. 29), S. 6. 
58 Richter (Fn. 55), S. 131. 
59 van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (429). 
60 Vgl. Barton, NJW 1994, 1098 (1100); hierzu auch Hein-
rich (Fn. 29), S. 6. 
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2. Diskussion um das „Wie“ einer Neuregelung 

Eine Reform des § 108e StGB wird die schwierige Aufgabe 
zu erfüllen haben, strafwürdiges Verhalten zu normieren und 
gleichzeitig dem Bedürfnis nach einer Wahrung des freien 
Mandats Rechnung zu tragen. Nachfolgend sollen die wesent-
lichen Punkte einer möglichen Neuregelung identifiziert so-
wie die Lösungswege der aktuellen Gesetzesentwürfe disku-
tiert werden. Vorab stellt sich die grundsätzliche Frage nach 
einer systematischen Verortung der Abgeordnetenbestechung. 
Gesetzestechnisch ist hier zum einen eine Neufassung des 
§ 108e StGB, zum anderen eine Erweiterung des Amtsträger-
begriffs auf Abgeordnete denkbar. 
 
a) Die systematische Verortung der Neuregelung 

Ein erster Weg zur Reform der Abgeordnetenbestechung wäre 
die Ergänzung der Legaldefinition in § 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB 
um gewählte Amtsinhaber.61 Durch die Einbeziehung von Ab-
geordneten in den Amtsträgerbegriff würden die §§ 331 ff. 
StGB unmittelbare Anwendung auf Parlamentarier finden. 

Gegen eine Gleichstellung von Amts- und Mandatsträgern 
wird ihr unterschiedlicher Pflichtenkreis bei der Wahrnehmung 
öffentlicher Aufgaben eingewandt. Während Beamte zur Neu-
tralität verpflichtet sind, ist die Vertretung von Partikularinte-
ressen wesentlicher Inhalt der parlamentarischen Tätigkeit.62 
Amtsträgern kommt nicht die Funktion inhaltlicher Gestaltung, 
sondern der rechtmäßigen Anwendung bestehender Normen 
zu. Da ihre Verantwortung in der Gewährleistung eines ob-
jektiven und gleichförmigen Gesetzesvollzugs besteht, müssen 
externe Einflussnahmen untersagt sein. Demgegenüber ist ein 
Dialog von Abgeordneten mit der Zivilgesellschaft im politi-
schen Prozess gerade erwünscht. Art. 38 GG erlaubt dem Ab-
geordneten eine freie Ausübung seines Mandats nach indivi-
duellen Präferenzen ohne eine vergleichbare Pflicht zur Ob-
jektivität zu statuieren. Die Notwendigkeit eines Austauschs 
zwischen Abgeordneten und Interessenvertretern verlangt eine 
differenzierte rechtliche Bewertung ihrer Interaktionen.63 Aus 
diesem Grund wurde mit Beschluss des 61. Deutschen Juris-
tentages eine Aufnahme von Mandatsträgern in die Definition 
des § 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB abgelehnt.64 

Gleichwohl stellt sich die Frage, inwieweit die bestehenden 
Unterschiede zwischen Amtsträgern und Abgeordneten grund-
legend abweichende Straftatbestände rechtfertigen.65 Dass eine 
einheitliche strafrechtliche Regelung generell möglich ist, zeigt 
der internationale Rechtsvergleich. Eine Vielzahl europäischer 
und außereuropäischer Staaten verwendet einen weiten Amts-

                                                 
61 Hierzu Überhofen, Korruption und Bestechungsdelikte im 
staatlichen Bereich, Ein Rechtsvergleich und Reformbemü-
hungen zum Deutschen Recht, 1999, S. 83. 
62 Zieschang, NJW 1999, 105 (107). 
63 S. hierzu ausf. Heinrich (Fn. 29), S. 14 ff. 
64 Deutscher Juristentag, Verhandlungen des 61. Deutschen 
Juristentages, Bd. II/2, 1996, L 189. 
65 Heisz (Fn. 3), S. 129; Monsau, Vereinte Nationen und Kor-
ruptionsbekämpfung, 2010, S. 46; Vahlenkamp/Knauß, Kor-
ruption, Ein unscharfes Phänomen als Gegenstand zielgerich-
teter Prävention, 1995, S. 397. 

trägerbegriff, der ernannte wie gewählte Amtsinhaber erfasst.66 
Eine Gleichstellung von Beamten und Mandatsträgern liegt 
auch der VN-Konvention zugrunde, die in Art. 2 lit. a sublit. i 
sowohl exekutive als auch legislative Funktionen einbezieht. 
Eine Privilegierung politischer Korruption erscheint daher – 
so resümiert es das Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste 
des Bundestages – aus rechtlicher Perspektive keineswegs 
zwingend oder aus den Eigenarten des politischen Geschehens 
geboten.67 Gegen eine strafrechtliche Begünstigung der Ab-
geordnetenbestechung spricht zudem der weite Wirkungskreis 
von Mandatsträgern. Während sich die Zuständigkeit von Be-
amten auf die Anwendung von Gesetzen im Einzelfall be-
schränkt, tragen Abgeordnete die Verantwortung für deren 
Zustandekommen auf generell-abstrakter Ebene.68 Angesichts 
der erheblichen Reichweite legislativer Entscheidungen stellt 
sich der Schutz vor unlauterer Einflussnahme zur Wahrung 
des Gemeinwohls als besonders bedeutsam dar. An die Integri-
tät von Entwicklung und Erlass normativer Regelungen müs-
sen daher grundsätzlich ebenso strenge Anforderungen gestellt 
werden wie an ihren späteren Vollzug.69 

Wenngleich kriminalpolitisch ein vergleichbares Bedürfnis 
nach strafrechtlicher Sanktion besteht, sprechen gute Gründe 
für eine Beibehaltung der Sonderregelung in § 108e StGB. 
Eine differenzierte rechtliche Normierung ermöglicht die   
Berücksichtigung der speziellen Herausforderungen parla-
mentarischer Korruption. Die durch den politischen Kontext 
bedingten Unterschiede dürfen die konkreten Voraussetzun-
gen der Strafbarkeit modifizieren, nicht jedoch eine generelle 
und unreflektierte Absenkung des strafrechtlichen Schutzni-
veaus begründen. Es erscheint daher ratsam, eine Reform der 
Abgeordnetenbestechung im Wege einer Erweiterung des 
§ 108e StGB vorzunehmen. 
 
b) Zur Neuregelung der Tatbestandsvoraussetzungen 

Eine Neuregelung der Abgeordnetenbestechung sollte insbe-
sondere zwei Aspekte in den Blick nehmen: die Art der Ge-
genleistung des Abgeordneten – insbesondere das Erfordernis 
einer Unrechtsvereinbarung – sowie die Beschaffenheit des  
gewährten Vorteils. 
 
aa) Die „Gegenleistung“ des Abgeordneten 

Die Beschränkung der Strafbarkeit auf den Kauf bzw. Ver-
kauf einer Stimme für eine Wahl oder Abstimmung steht im 
Widerspruch zu den internationalen Vorgaben und ist ein  
wesentlicher Grund für die praktische Bedeutungslosigkeit 
des Tatbestandes. Eine Reform des § 108e StGB sollte den 
Anwendungsbereich der Norm durch eine umfassende Einbe-
ziehung der Mandatstätigkeit sinnvoll erweitern. Die aktuel-
len Gesetzesentwürfe befürworten, mit unterschiedlichen 
Formulierungen, eine wesentliche Ergänzung des Tatbestands 

                                                 
66 S. hierzu II. 2. 
67 Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Bundesta-
ges, „Rechtsfragen im Kontext der Abgeordnetenkorruption“, 
S. 28 (liegt der Verf. vor). 
68 Heisz (Fn. 3), S. 113, 121. 
69 Heinrich (Fn. 29), S. 5; Heisz (Fn. 3), S. 113. 
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durch Handlungen oder Unterlassungen in Ausübung der 
Mandatstätigkeit.70 Auch die Empfehlung des Deutschen 61. 
Juristentages sieht eine Ausdehnung des § 108e StGB auf alle 
„Handlungen eines Abgeordneten in Ausübung seines Man-
dats“ vor.71 Den Vorschlägen ist gemein, dass sie sämtliche 
Tätigkeiten in den Parlaments- und Fraktionsgremien – ins-
besondere auch in den praktisch bedeutsamen Ausschüssen72 
– umfassen. Nicht einbezogen werden hingegen Verhaltens-
weisen im Rahmen parteiinterner Gremien oder privater 
Nebentätigkeiten.73 Um die hinreichende Nähe zur Man-
datsausübung des Abgeordneten zu wahren, sollte der Wort-
laut unmittelbar auf die parlamentarische Arbeit Bezug neh-
men. Die Formulierung des Gesetzesentwurfs der Linken, der 
von einer Handlung „im Zusammenhang mit der Ausübung 
(des) Mandats“ ausgeht, birgt die Gefahr von Abgrenzungs-
schwierigkeiten. Die Mandatstätigkeit sollte nicht lediglich 
Anknüpfungspunkt, sondern selbst Gegenstand des strafrecht-
lich relevanten Verhaltens sein.74 

In einem nächsten Schritt gilt es die Frage zu beantworten, 
in welcher Weise Vorteilsgewährung und Handlung des Ab-
geordneten miteinander zu verknüpfen sind. Sowohl die VN-
Konvention als auch das Strafrechtsübereinkommen des Euro-
parates über Korruption formulieren die Annahme des Vor-
teils als „Gegenleistung“ für eine Mandatstätigkeit des Zuwen-
dungsempfängers.75 Die Gesetzesentwürfe der Oppositions-
parteien gehen ebenfalls von dem Erfordernis einer konkreten 
Unrechtsvereinbarung aus. 

In Rückgriff auf Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG setzt der Vor-
schlag der SPD eine Handlung des Abgeordneten „im Auftrag 
oder auf Weisung“ des Zuwendenden voraus. Jäckle kritisiert 
die Tautologie der Formulierung sowie eine fehlende begriff-
liche Kongruenz mit dem Wortlaut einfachgesetzlicher Nor-

                                                 
70 Im SPD-Entwurf heißt es: „bei der Wahrnehmung seines 
Mandates eine Handlung im Auftrag oder auf Weisung vor-
nehme oder unterlasse“, BT-Drs. 17/8613. Der Vorschlag der 
Grünen lautet: „in Ausübung seines Mandates in der Volks-
vertretung oder im Gesetzgebungsorgan eine Handlung zur 
Vertretung oder Durchsetzung der Interessen des Leistenden 
oder eines Dritten vornehme oder unterlasse“, BT-Drs. 17/ 
5933. Die Linke formuliert: „eine Handlung oder Unterlas-
sung, die im Zusammenhang mit der Ausübung seines Man-
dats steht“, BT-Drs. 17/1412. 
71 Deutscher Juristentag (Fn. 64), L 189 f. 
72 Richter (Fn. 55), S. 23. 
73 Tatbestandsmäßig wären hiernach Tätigkeiten im Rahmen 
der parlamentarischen Arbeit im Plenum, den Bundestagsaus-
schüssen, den Arbeitskreisen und Arbeitsgruppen der Frakti-
onen, der Bundesversammlung, dem Vermittlungsausschuss, 
dem Gemeinsamen Ausschuss oder Richterwahlausschuss, 
Jäckle, ZRP 2012, 97 (98). 
74 Die Begründung des Gesetzesentwurfs verdeutlicht, dass 
die Linke die Strafbarkeit auf das Verhalten der Mandatsträger 
im Sinne von § 13 GOBT sowie dasjenige in Fraktionen und 
Arbeitskreisen beschränken will. Zur Klarstellung sollte der 
Wortlaut jedoch enger gefasst werden. 
75 Art. 15, 16 VN-Konvention; Art. 2, 3 Strafrechtsüberein-
kommen des Europarates. 

men. Im Interesse einer einheitlichen Terminologie müsse eine 
klare Unterscheidung zum Begriff des Auftragsverhältnisses 
nach §§ 662 ff. BGB sowie der Weisung im beamtenrechtli-
chen Sinne getroffen werden. Die Kritik an einer Unstimmig-
keit der Begriffsverwendung ist jedoch angesichts der deutli-
chen Anlehnung an Art. 38 GG wenig überzeugend. Eine Ver-
wendung der verfassungsrechtlichen Terminologie zum freien 
Mandat in der Ausgestaltung der hiermit korrespondierenden 
strafrechtlichen Verantwortung erscheint systematisch nicht in-
konsequent. Allerdings ist fraglich, inwieweit Fälle des akti-
ven Einforderns von Bestechungsgeldern durch die passive 
Formulierung einer Auftrags- oder Weisungsabhängigkeit er-
fasst werden. Eine allgemeine Bezugnahme auf eine Gegen-
leistung, wie es bspw. der Entwurf der Grünen vorsieht, ist 
demgegenüber vorzugswürdig. 

Wenngleich die Gesetzesentwürfe und internationale Vor-
gaben eine Unrechtsvereinbarung vorgeben, stellt sich die 
Frage nach ihrer zwingenden Notwendigkeit für den Tatbe-
stand der Abgeordnetenbestechung. Entsprechend der Rege-
lungen für die Amtsträgerbestechung in §§ 331, 333 StGB 
wäre eine Einbeziehung der „Klimapflege“, des „Anfütterns“, 
und eines allgemeinen „Geneigtmachens“ unabhängig von ei-
ner konkreten Unrechtsvereinbarung grundsätzlich denkbar.76 
Heinrich sieht die Lockerung des Kausalzusammenhangs 
zwischen Vorteil und Gegenleistung als unvereinbar mit der 
besonderen Rolle des Mandatsträgers an.77 Die strafrechtliche 
Sanktionierung einer Klimapflege begründe die Gefahr einer 
Pönalisierung zulässiger und notwendiger Interessenvertretung 
im Rahmen des politischen Austauschs mit der Zivilgesell-
schaft. Um eine Lähmung politischer Interaktion zu vermeiden, 
müssten unspezifische Zuwendungen außerhalb einer engen 
Unrechtsvereinbarung vom Anwendungsbereich des § 108e 
StGB ausgenommen bleiben.78 Diese Auffassung teilt der Ge-
setzgeber in seiner Begründung des Korruptionsbekämpfungs-
gesetzes vom 13.8.1997. Hier heißt es, dass „Versprechungen 
[…] nicht schon deshalb den Spielregeln der Demokratie [wi-
dersprechen], weil sie zugleich auch auf eine Verbesserung der 
Lebensverhältnisse des Abstimmenden […] hinauslaufen.“79 
Diese Position des Gesetzgebers erscheint vor dem Hinter-
grund einer effektiven Bekämpfung politischer Korruption 
zweifelhaft. Missbraucht der Abgeordnete seine Stellung maß-
geblich zum Erhalt persönlicher Vorteile werden die Grenzen 
des freien Mandats überschritten.80 

Aus Sicht der Praxis sprechen gute Gründe für den Ver-
zicht auf eine konkrete Unrechtsvereinbarung. Zum einen wird 
sich der unmittelbare Kausalzusammenhang zwischen Vorteil 
und Gegenleistung nur schwer gerichtlich nachweisen lassen.81 
Zum anderen ist van Aaken darin zuzustimmen, dass über 
einen entsprechend restriktiv gefassten Tatbestand nur „sehr 
simple Formen der Bestechung bzw. Bestechlichkeit […], 

                                                 
76 van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (426); Barton, NJW 1994, 
1098 (1099). 
77 Heinrich (Fn. 29), S. 36. 
78 So auch Peek, ZStW 120 (2008), 785 (823). 
79 S. BT-Drs. 12/5927, S. 5. 
80 Heisz (Fn. 3), S. 129. 
81 Otto (Fn. 32), § 87 Rn. 20. 
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wie etwa das direkte Ansinnen eines Lobbyisten an einen Ab-
geordneten“ erfasst werden können.82 Subtilere und realisti-
schere Wege der Einflussnahme durch unverbindliche Zuwen-
dungen im Rahmen einer allgemeinen Klimapflege blieben 
von einer Strafverfolgung weiterhin ausgenommen.83 Eine 
Gefahr für die Unabhängigkeit des Mandatsträgers geht auch 
von solchen Vorteilen aus, die ohne eine konkrete Forderung 
nach Gegenleistung jedoch mit dem Ziel einer langfristigen 
Verpflichtung des Abgeordneten gewährt werden. Die den 
§§ 331, 333 StGB zugrundeliegenden Erwägungen können für 
die Bestechung von Abgeordneten in gleicher Weise Geltung 
beanspruchen.84 Die Notwendigkeit einer strafrechtlichen Ein-
beziehung unspezifischer Zuwendungen durch den Tatbestand 
der Vorteilsannahme wird nicht zuletzt mit der Entstehung ei-
ner psychischen Zwangssituation für den Betroffenen begrün-
det.85 König beschreibt den Prozess des „Anfütterns“ als eine 
kontinuierliche Steigerung von Zuwendungen, „bis sich der 
Amtsträger derart in dem gesponnenen Netz verfangen hat, 
dass er nicht mehr anders kann, als aufgefordert oder auch un-
aufgefordert dem Zuwendenden durch konkretes Handeln ent-
gegenzukommen.“86 Da eine Zuwendung regelmäßig im Rah-
men eines Austauschverhältnisses erfolgt, birgt ihre Entgegen-
nahme die Gefahr eines Verpflichtungsgefühls zur Erbringung 
einer adäquaten Gegenleistung. Vor der natürlichen Reaktion 
auf ein Geschenk – dem Zeigen von Dankbarkeit – sind Ab-
geordnete ebenso wenig gefeit wie Amtsträger. Hinzu tritt, 
dass eine mittelbare Bestechung schwerer zurückzuweisen ist 
als das direkte Ansinnen nach einer konkreten Handlung des 
Mandatsträgers. Eine Strafbarkeit unspezifischer Zuwendun-
gen setzt einer Vorteilsgewährung klare Grenzen, auf die sich 
der Abgeordnete bei Verweigerung der Entgegennahme beru-
fen kann. Der Verzicht auf eine Unrechtsvereinbarung dient 
der präventiven Vermeidung einer Zwangssituation durch kon-
tinuierliche „Klimapflege“ und hiermit dem Schutz einer tat-
sächlichen Freiheit der Mandatsausübung.87 

Auch die Notwendigkeit eines Dialogs zwischen Abgeord-
netem und Öffentlichkeit vermag das Erfordernis einer kon-
kreten Unrechtsvereinbarung nicht zwingend zu begründen. 
Dieser Argumentation liegt offenbar ein Verständnis von zivil-
gesellschaftlicher Interessenvertretung zugrunde, das zwingend 
an eine Gewährung finanzieller Vorteile anknüpft. Eine er-
folgreiche Kommunikation von Partikularinteressen kann je-
doch unabhängig von einer Vorteilsannahme realisiert werden. 
Der Dialog mit der Zivilgesellschaft soll ein Austausch von 
Gedanken und Ideen, nicht von materiellen Zuwendungen 
sein. Gegen die derzeit gängige Form der Klimapflege spre-
chen zudem ihre Privilegierung finanzstarker Verbände und 
die hiermit verbundene Gefahr einer Einflussnahme der Wirt-
schaft auf die Politik. Eine langfristige Interessenvertretung 
mittels geldwerter Vorteile können regelmäßig nur Großkon-
zerne und Industrien mit aktiver Lobbyarbeit leisten. Die 

                                                 
82 van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (426). 
83 Heisz (Fn. 3), S. 112; Richter (Fn. 55), S. 123. 
84 Heisz (Fn. 3), S. 136. 
85 König, DRiZ 1996, 357 (360). 
86 König, DRiZ 1996, 357 (360). 
87 Richter (Fn. 55), S. 123. 

Interessen nicht oder weniger effektiv organisierter Gruppen 
bleiben demgegenüber unterrepräsentiert. 

Da die internationalen Übereinkommen keine zwingenden 
Vorgaben zur Unrechtsvereinbarung enthalten, ist der Gesetz-
geber in seiner Entscheidung über die Regelung eines Kausal-
zusammenhangs nicht gebunden. Aus rechtspolitischer Sicht 
lässt sich eine Vielzahl von Gründen für eine Erweiterung des 
Tatbestandes auf unspezifische Zuwendungen finden. Sorgen 
um eine Lähmung des zivilgesellschaftlichen Austausches 
kann über eine Ausnahme sozialadäquater Vorteile begegnet 
werden. Die rechtliche Grenze wird dort zu ziehen sein, wo 
die Zuwendung notwendiger Bestandteil der Kontaktaufnahme 
ist. Einladungen zu Tagungen oder Empfängen können – wie 
noch zu zeigen sein wird – über die Auslegung des Vorteils-
begriff ausgeschlossen werden. Soll das Kriterium der Un-
rechtsvereinbarung hingegen beibehalten werden, bieten sich 
flankierende Maßnahmen zur Bekämpfung politischer Korrup-
tion an. Eine Verschärfung von Transparenz und Offenle-
gungspflichten sowie eine weitere Beschränkung von Neben-
einkünften können die Gefahren einer langfristigen Einfluss-
nahme durch Klimapflege relativieren. 
 
bb) Der Vorteilsbegriff 

Für eine Neuregelung des § 108e StGB empfiehlt es sich, die 
Formulierung des „Kaufens oder Verkaufens“ zugunsten eines 
allgemeinen Vorteilsbegriffs aufzugeben. Neben dem Vorzug 
einer einheitlichen Terminologie mit den §§ 331 ff. StGB er-
laubt der Rückgriff auf eine Vorteilsannahme die Einbezie-
hung sowohl materieller als auch immaterieller Zuwendungen. 
Das Strafrechtsübereinkommen des Europarats sowie das VN-
Übereinkommen gegen Korruption stellen auf die Gewäh-
rung eines unberechtigten Vorteils ab und beziehen somit 
finanzielle wie ideelle Leistungen gleichermaßen in den Tat-
bestand ein. Mit der Erfassung immaterieller Zuwendungen 
könnte eine wesentliche Lücke in der bisherigen Regelung 
der Abgeordnetenbestechung geschlossen werden. Da Inte-
grität und Unabhängigkeit der Mandatsausübung durch den 
Erhalt ideeller Leistungen nicht minder beeinträchtigt werden, 
gebietet der Schutzzweck der Norm ein weites Verständnis 
des Vorteilsbegriffs.88 Sanktioniert würde folglich jede Leis-
tung, die den Empfänger materiell oder immateriell in seiner 
wirtschaftlichen, rechtlichen oder persönlichen Lage besser 
stellt und auf die er keinen rechtlich begründeten Anspruch hat. 
 
(1) Geringwertigkeit des Vorteils 

Nach gefestigter Ansicht in Literatur und Rechtsprechung89 
werden sozialadäquate Zuwendungen mit Bagatellcharakter 
vom Vorteilsbegriff der §§ 331 ff. StGB ausgenommen. Der 
Frage nach einer sinnvollen Eingrenzung strafbarer Leistungen 
kommt für die Regelung der Abgeordnetenbestechung beson-
dere Bedeutung zu. Angesichts des notwendigen Dialogs zwi-

                                                 
88 Heisz (Fn. 3), S. 138. 
89 BGHSt 33, 336 (339); Trüg (Fn. 28), § 331 Rn. 31; Lack-
ner/Kühl (Fn. 25), § 331 Rn. 14; Korte, in: Joecks/Miebach 
(Hrsg.), Münchener Kommentar zum Strafgesetzbuch, Bd. 4, 
2006, § 331 Rn. 130. 
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schen Mandatsträgern und Interessenvertretern müssen Vor-
teile im Rahmen allgemeiner Kontaktaufnahme sanktionslos 
bleiben. 

Der Gesetzesentwurf der Grünen setzt die Annahme eines 
„rechtswidrigen“ Vorteils voraus. In Abs. 3 des Normvor-
schlags wird die Rechtswidrigkeit als eine „verwerfliche“ Ver-
knüpfung von Leistung und Gegenleistung konkretisiert. Die 
Linke beschränkt die Strafbarkeit einer Zuwendung auf Vor-
teile, die der rechtlichen Stellung des Mandatsträgers wider-
sprechen. Hiermit sollen Leistungen ausgeschlossen werden, 
die Ausdruck zulässiger parlamentarischer Prozesse sind oder 
die „aufgrund ihres Bagatellcharakters selbst den Anschein ei-
ner unsachlichen Beeinflussbarkeit oder Eigennützigkeit des 
Abgeordneten von vorneherein ausschließen“.90 Der Entwurf 
der SPD enthält in einem dritten Absatz eine Negativdefiniti-
on des Vorteilsbegriffs. Zuwendungen, die „parlamentarischen 
Gepflogenheiten“ entsprechen, sollen den Tatbestand der Ab-
geordnetenbestechung nicht erfüllen. 

Den Vorschlägen der Oppositionsparteien ist gemein, dass 
sie die Abgrenzung legitimer Formen politischer Interaktion 
über unbestimmte Rechtsbegriffe vornehmen. Hierin liegt die 
Gefahr einer erheblichen Rechtsunsicherheit für die Beteiligten 
im Austausch zwischen Politik und Zivilgesellschaft. Da die 
Verwendung offener Tatbestandsformulierungen weite Inter-
pretationsspielräume eröffnet, würde die Auslegung des Vor-
teilsbegriffs vornehmlich Staatsanwaltschaften und Gerichten 
überantwortet. 

Die Kritik an einer unzureichenden normativen Bestimmt-
heit wird durch die Entscheidung des Gesetzgebers relativiert, 
in § 2 IntBestG die Gewährung eines „unbilligen Vorteils“ 
unter Strafe zu stellen. Die Strafverfolgungsbehörden sind 
somit bereits nach geltendem deutschen Recht in der Verant-
wortung, eine Definition sozialadäquater Zuwendungen im 
Rahmen einer Einflussnahme auf ausländische Mandatsträger 
zu formulieren. Aus welchen Gründen eine Anwendung der 
Norm im innerstaatlichen politischen Kontext auf weiterge-
hende Probleme stoßen sollte, ist nicht erkennbar. 

Gleichwohl sind die Bedenken an einer fehlenden Voraus-
sehbarkeit strafbaren Handelns und der Lähmung parlamenta-
rischer Arbeit im Grundsatz berechtigt. Den Abgeordneten ist 
es nicht zuzumuten, die Entstehung einer gefestigten Recht-
sprechung zum Verständnis „parlamentarischer Gepflogenhei-
ten“ abzuwarten und die Verwirklichung eines Straftatbestan-
des zu riskieren. Unsicherheiten über die Reichweite sozial-
adäquater Leistungen im politischen Umfeld müssen bereits im 
Vorfeld auf normativer Basis ausgeräumt werden. Gegenüber 
der Regelung in § 2 IntBestG erscheint es daher vorzugswür-
dig, den Vorteilsbegriff in einem gesonderten Absatz näher 
zu definieren. Ergänzend könnte der Gesetzgeber weitergehen-
de und konkretisierende Verhaltensrichtlinien zur Annahme 
von Zuwendungen erlassen. Eine Möglichkeit zur rechtlichen 
Absicherung der Abgeordneten besteht in der Einrichtung von 
Compliance-Abteilungen, die in Zweifelsfällen als Ansprech-
partner fungieren könnten. Mit der Anzeige und präventiven 
Überprüfung einer Vorteilsannahme würde die Entscheidung 

                                                 
90 S. die Begründung des Gesetzesentwurfs der Linken, BT-
Drs. 17/1412, S. 5. 

über ihre Zulässigkeit in die Verantwortung einer objektiven, 
dritten Instanz gestellt. Während Compliance-Abteilungen in 
der Wirtschaft bereits integraler Bestandteil ethischer Unter-
nehmensführung sind, werden sie in der öffentlichen Verwal-
tung bislang kaum eingesetzt.91 Die Einführung eines effekti-
ven Compliance-Systems bietet jedoch die Chance, eine nach-
vollziehbare Praxis zulässiger Vorteilsgewährung zu begrün-
den und einen Konsens im Verständnis parlamentarischer Ge-
pflogenheiten zu garantieren.92 

Eine weitere Möglichkeit zur rechtlichen Absicherung des 
Abgeordneten könnte durch die Regelung einer Genehmi-
gungsklausel nach Vorbild von § 331 Abs. 3 StGB erreicht 
werden. Hiernach schiede eine Strafbarkeit des Mandatsträgers 
aus, wenn die Zuwendung angezeigt und genehmigt würde. 
Mit einer solchen Aufgabe könnte die Bundestagsverwaltung 
betraut werden, die durch den Erlass allgemeiner Richtlinien 
für geringwertige Aufmerksamkeiten93 sowie Entscheidungen 
im Einzelfall bei weitergehenden Leistungen verbindliche 
Vorgaben treffen könnte. Ob Richtlinien für die Erteilung 
von Genehmigungen administrativ oder legislativ zu entwi-
ckeln wären, bliebe dem Gesetzgeber überlassen. Strafrechts-
dogmatisch würde die Genehmigung als Rechtfertigungsgrund 
eine strafrechtliche Verantwortlichkeit des Mandatsträgers aus-
schließen.94 
 

(2) Nachträgliche Zuwendungen 

Die Entgegennahme nachträglicher Zuwendungen ist nach gel-
tendem Recht zwar für den Amtsträger, nicht indes für den 
Abgeordneten strafbar.95 Die internationalen Übereinkommen 
setzen als Tathandlung das „Vornehmen oder Unterlassen“ 
einer Handlung voraus.96 „Dankeschön-Leistungen“ für be-
reits erfolgte Entscheidungen sind vom Gesetzgeber folglich 
nicht zwingend unter Strafe zu stellen. 

Gegen die Einbeziehung nachträglicher Vorteile wendet 
sich Heinrich mit der Behauptung, dass die „Unabhängigkeit 
der Mandatsausübung durch eine nachträgliche Absprache und 
Vorteilsgewährung nicht beeinträchtigt“ werden könne.97 Die-
se Annahme muss jedoch auf Widerspruch stoßen. Eine ent-

                                                 
91 S. zur Bedeutung von Compliance-Konzepten für die öffent-
liche Verwaltung Stober, DVBl. 2012, 391. 
92 Zu Begriff, Bedeutung und Entwicklung von Compliance 
im Strafrecht vgl. grdl. nur Rotsch, in Achenbach/Ransiek 
(Hrsg.), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, 3. Aufl. 2012, 
4. Kapitel. 
93 Für Beamte gibt es bspw. weitreichende Verwaltungsrege-
lungen zur Annahme von Belohnungen und Geschenken. 
94 Korte (Fn. 89), § 331 Rn. 166 ff. 
95 Die Problematik nachträglicher Vorteile würde durch den 
Verzicht auf eine Unrechtsvereinbarung entschärft. Die Frage 
nach einer Erfassung nachträglicher Zuwendungen würde sich 
in diesem Falle auf die Erfüllung eines möglichen Qualifika-
tionstatbestandes beschränken. 
96 S. Art. 3 Strafrechtsübereinkommen des Europarates über 
Korruption; Art. 15, 16 VN- Übereinkommen gegen Korrup-
tion. 
97 Heinrich (Fn. 29), S. 33. 
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sprechende Strafbarkeit von Amtsträgern wird mit der Not-
wendigkeit begründet, jeden Anschein von Käuflichkeit zu 
vermeiden.98 Das Rechtsgut des § 108e StGB ist weitgehend 
identisch; neben der Sachlichkeit des Abstimmungsverhaltens 
schützt die Norm das öffentliche Vertrauen in die Unkäuflich-
keit der Mandatsausübung.99 Die Gewährung nachträglicher 
Vorteile bietet dem Empfänger einen Anreiz, sein Verhalten 
künftig nach den Vorstellungen des Zuwendenden auszurich-
ten. Das Vertrauen in die Integrität parlamentarischer Prozesse 
wird hierdurch in vergleichbarer Weise gefährdet wie durch 
im Voraus angenommene Leistungen.100 Ein weiterer Vorteil 
der tatbestandlichen Einbeziehung nachträglicher Zuwendun-
gen liegt in einer erheblichen Vereinfachung der Beweisfüh-
rung. Vielfach wird allein die tatsächliche Annahme einer 
Leistung durch den Abgeordneten, nicht jedoch der konkrete 
Zeitpunkt einer Absprache ermittelt werden können. 

Vor diesem Hintergrund erscheint der Gesetzentwurf der 
Linken vorzugswürdig, der durch den Verzicht auf ein zeitli-
ches Element die Sanktionierung nachträglicher Vorteile er-
möglicht. Die Vorschläge von SPD und Grünen entsprechen 
zwar dem Wortlaut internationaler Übereinkommen, sollten je-
doch im Interesse einer konsequenten Korruptionsbekämpfung 
entsprechend ergänzt werden. 
 
(3) Drittzuwendungen 

Nach derzeitiger Rechtslage werden Handlungen des Abge-
ordneten im Austausch für Zuwendungen an dritte Personen 
oder Stellen vom Tatbestand des § 108e StGB nicht erfasst. 
Sowohl das Strafrechtsübereinkommen des Europarates als 
auch die VN-Konvention beziehen die Gewährung von Dritt-
vorteilen ausdrücklich in die Strafbarkeit ein. Diese Lücke 
des nationalen Rechts kann durch eine Aufnahme Dritter in 
den Kreis der Leistungsempfänger geschlossen werden. Die 
Gesetzesentwürfe der Oppositionsparteien ergänzen die per-
sönliche Vorteilsannahme durch die Möglichkeit einer Leis-
tung „für […] einen Dritten“ und erfüllen somit die Anforde-
rungen der völkerrechtlichen Vorgaben. 
 
V. Fazit 

Der geltende § 108e StGB erfasst die Gefahren politischer 
Korruption nur unzureichend und verhindert die dringend  
gebotene Ratifikation internationaler Übereinkommen. Für 
die Glaubwürdigkeit nationaler Korruptionsbekämpfung sowie 
das Ansehen der deutschen Wirtschaft ist eine zeitnahe Imple-
mentierung internationaler Standards von maßgeblicher Be-
deutung. Eine Reform der Abgeordnetenbestechung sollte 
sich allerdings nicht auf eine Umsetzung der völkervertragli-
chen Vorgaben beschränken. Der Gesetzgeber muss es sich zur 
Aufgabe machen, ein systematisch wie inhaltlich konsequen-
tes Korruptionsstrafrecht zu entwickeln. Hierbei ist zu berück-
sichtigen, dass die Stellung des Abgeordneten eine regelmä-

                                                 
98 Korte (Fn. 89), § 331 Rn. 8. 
99 Vgl. BT-Drs. 12/5927, S. 4; Lackner/Kühl (Fn. 25), § 108e 
Rn. 1; Müller (Fn. 24), § 108e Rn. 1. 
100 van Aaken, ZaöRV 2005, 407 (427); Schaller, Strafrecht-
liche Probleme der Abgeordnetenbestechung, 2002, S. 87 ff. 

ßige Interaktion mit der Zivilgesellschaft voraussetzt. Abwei-
chungen zu den §§ 331 ff StGB sind gleichwohl nur dort 
gerechtfertigt, wo die Besonderheiten der Mandatsausübung 
eine unterschiedliche Behandlung von Abgeordneten und 
Amtsträgern zwingend erfordert. 

Die Komplexität politischer Prozesse verlangt nach einer 
gewissenhaften Auseinandersetzung mit den Möglichkeiten 
und Grenzen einer Strafbarkeit. Die Debatte über die Notwen-
digkeit einer Neuregelung muss einer ernsthaften Diskussion 
über die konkrete Ausgestaltung der Norm weichen. Aus recht-
licher Perspektive sprechen keine überzeugenden Gründe   
gegen eine Reform des § 108e StGB. Um den legitimen 
Zweifeln an einer hinreichenden Rechtssicherheit zu begegnen, 
sollten auch flankierende Maßnahmen wie die Einführung 
einer Compliance-Abteilung in die Überlegungen einbezogen 
werden. 

Die Kompetenz der Abgeordneten zur Entscheidung über 
eine Strafbarkeit in eigener Sache steht im Widerspruch zum 
Grundsatz „nemo iudex in causa sua“. Der Gesetzgeber steht 
daher in der besonderen Verantwortung, den berechtigten   
Forderungen aus Wissenschaft und Zivilgesellschaft nach 
einer Verschärfung des § 108e StGB Rechnung zu tragen. 
Die derzeitige Befassung des Bundestages mit dem Thema der 
Abgeordnetenbestechung bietet die Chance, das bislang sym-
bolische Korruptionsstrafrecht durch eine rechtlich überzeu-
gende und praktisch nutzbare Regelung zu ersetzen. 


